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Metaller wählen
Die Unterländer Metaller wählen

Anfang 2008 162 Delegierte. Sie

bilden die Delegiertenversamm-

lung (früher Vertreterversamm-

lung) und damit das höchste 

Organ der Gewerkschaft im Be-

reich der IG Metall-Verwaltungs-

stelle Heilbronn-Neckarsulm.

Die Amtszeit beträgt vier Jahre. 

Die konstituierende Sitzung ist

am 22. April in der Neckarsul-

mer Ballei. Dort werden unter

anderem die Bevollmächtigten,

der Ortsvorstand sowie die Mit-

glieder der Tarifkommissionen

gewählt. 

Weitere Informationen zur Wahl

gibt es bei den IG Metall-Vertrau-

ensleuten in den Betrieben oder

im Neckarsulmer IG Metall-Büro.

Die IG Metall dürfe sich nicht auf
Betriebs- und Tarifpolitik be-
schränken, erklärte Rudolf Luz. Sie
müsse sich, sagte der Erste Bevoll-
mächtigte aus Neckarsulm,»in die
Gesellschafts-, Sozial-, Bildungs-
und auch in die Friedenspolitik
einmischen«. Ein politischer
Streik könne dazu durchaus ein
angemessenes Mittel sein. Luz er-
innerte in diesem Zusammenhang
an die jüngsten Arbeitsniederle-
gungen gegen die Verlängerung
des Renteneintrittalters auf 67 Jah-
re. Der politische Streik könne je-
doch im Gegensatz zum Streik bei
Tarifauseinandersetzungen kein
ökonomischer Erzwingungsstreik
sein.Als Alltagswaffe sei er deshalb

untauglich. Diese Auffassung be-
stätigte der Gewerkschaftstag.

Werner G. Schrott, der Zweite
Bevollmächtigte im Unterland,
betonte in seinem Redebeitrag die
Ablehnung der Kernenergie. Die
nach wie vor völlig ungeklärte
Entsorgung des Atommülls dürfe
man nicht den Folgegenerationen
überlassen. Auch auf die Frage
nach der Verhinderung terroristi-
scher Angriffe gäbe es keine Ant-
wort. Im übrigen verwies Schrott
auf die große Zahl von Arbeits-
plätzen, die im Bereich der Ge-
winnung regenerativer Energien
entstehen,vor allem bei der Wind-
kraft. Der Gewerkschaftstag folgte
auch seiner Beschlussempfehlung.

Das gleiche gilt für die Tarifpo-
litik. Schrott setzte sich für die
Möglichkeit ein, bei Verhandlun-
gen über abweichende Tarifverträ-
ge in Notsituationen auch über
verlängerte Arbeitszeiten verhan-
deln zu dürfen, wenn bestimmte
Bedingungen erfüllt sind. Er ver-
wies auf erfolgreiche Beispiele aus

dem Unterland. Klar müsse aber
auch »die Rückkehr zum Flächen-
tarif ohne Einschränkung« sein.

Nicht durchsetzen konnten
sich die Kollegen, die eine scharfe
Trennung zwischen Abgeordne-
tenmandat und hauptamtlicher
Tätigkeit bei der IG Metall forder-
ten. Der Neckarsulmer Delegierte
Heinz Eyer (Audi) fragte, »wie kann
man zwei Ämter ausüben,von de-
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»Wir müssen uns einmischen«
Die Unterländer Metallerinnen und Metaller sind auch innerhalb der IG Metall ein Faktor. An der Dis-

kussion beim jüngsten Gewerkschaftstag in Leipzig haben sie sich mit mehreren Wortbeiträgen be-

teiligt. Hier eine Zusammenfassung aus Sicht der Delegierten des Württembergischen Unterlands.
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Rund 200 Betriebsräte und Vertrauensleute der IG Metall demonstrierten Ende November vor dem Firmengebäude

der Kaco Gerätetechnik für die Gründung eines Betriebsrats. 

nen jedes einzelne schon oft an die
Grenze geht« und erhielt dabei
viel Beifall. Außerdem stehe der
Betroffene »manchmal im Zwie-
spalt zwischen Partei und IG Me-
tall«. Eyer verwies in diesem Zu-
sammenhang auf die Abstim-
mung zur Rente mit 67, bei der
auch Abgeordnete, die der IG Me-
tall angehören, für die Verlänge-
rung des Rentenalters votiert hat-
ten.»Zwar hat der Gewerkschafts-
tag die Anträge abgelehnt«, sagt
Heinz Eyer,doch der Vorstand ha-
be das Problem erkannt. Und
Berthold Huber, der neue Vorsit-
zende der IG Metall, habe zugesi-
chert, das Thema aufzugreifen
und die bestehende Richtlinie
möglicherweise zu präzisieren.

Alternative Strategien
Zwei Anträge haben Unterländer Metaller beim Gewerkschaftstag

eingebracht. Der zur Industriepolitik ist mit leichten Änderungen

angenommen worden. Darin heißt es, dass die IG Metall ihre indus-

triepolitischen Vorstellungen »unter Einbeziehung der Beschäftig-

ten« präzisieren und besser mit der Betriebspolitik verknüpfen

müsse. Denn gerade in der betrieblichen Auseinandersetzung um

Produktionsstandorte sei dies »zur Darstellung alternativer Strate-

gien erforderlich«. 

Den Antrag zu einer Bildungspolitik, »die allen Menschen glei-

che Chancen gibt«, hat der Beirat der IG Metall beschlossen, der

sich mit den Anträgen befassen musste, die in Leipzig aus zeitli-

chen Gründen nicht mehr behandelt werden konnten.
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